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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
Mr. 36S/67/EWG über die Grundregeln für die Gewährung von Erstattungen bei der 
Ausfuhr von Reis und über die Kriterien für die Festsetzung der Erstattungsbeträge 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. v359/67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Reis ^), zuletzt geändert durch 

Verordnung (EWG) Nr insbesondere 

Artikel 17 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung Nr. 366/67/EWG des Rates vom 
25. Juli 1967 über die Grundregeln für die Gewäh- 
rung von Erstattungen bei der Ausfuhr von 
Reis und über die Kriterien für die Festsetzung der 
Erstattungsbeträge 3), zuletzt geändert durch Ver- 
ordnung Nr. 1019/67/EWG ^), definiert die Kriterien 
für die Festsetzung der Erstattungen, durch die der 
Absatz der Überschüsse der Gemeinschaft in Dritt- 
ländern ermöglicht wird. 

Bisher konnte der Absatz mittels der Erstattung 
ohne jede mengenmäßige Beschränkung erfolgen. 
In bestimmten Situationen, vor allem in Zeiten der 
Unsicherheit oder starker Preisschwankungen auf 
dem Weltmarkt, kommt es jedoch darauf an, die 
Ausfuhren geregelter zu verwalten. Die Festsetzung 
der Erstattungen auf dem Wege der Ausschreibung 
ist ein geeignetes Mittel zur Erreichung dieses Zie- 
les. 

Artikel 7 der Verordnung Nr. 366/67/EWG sieht 
vor, daß die Erstattungen für Reis und Bruchreis 
einmal wöchentlich festgesetzt werden. Für die Ver- 
waltung des Marktes ist es nicht erforderlich, daß 
diese Zeitabstände in allen Fällen beibehalten wer- 
den - 

*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

2) * Entwurf einer Verordnung „zur Änderung der Ver- 

ordnung Nr. 359/77/EWG über die Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Reis" 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 34 

“i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 311 
vom 20. Dezember 1967, S. 13 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

A- r t i k e 1 1 

Folgender Artikel wird in Verordnung Nr. 366/67/ 
EWG eingefügt: 

„Artikel 3 a 

1. Die Erstattung für die in Artikel 1 Buchstaben a 
und b der Verordnung Nr. 359/67/EWG genann- 
ten Erzeugnisse kann auf dem Wege der Aus- 
schreibung festgesetzt werden. Diese Ausschrei- 
bung beläuft sich auf den Erstattungsbetrag. 

, 2. Die Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel 
werden nach dem Verfahren von Artikel 26 der 
Verordnung Nr. 359/67/EWG festgelegt." 

A_ r t i k e 1 2 

Artikel 7 der Verordnung Nr. 366/67/EWG erhält 
folgende Fassung: 

„Die Erstattungen für die in Artikel 3 genannten 
Erzeugnisse werden mindestens einmal monatlich 
festgesetzt." 

Artikel 3 

: Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
j Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
! meinschaften in Kraft. 

I 

I Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
: lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Begründung 

1. Die Verordnung Nr. 366/67/EWG des Rates be- 
stimmt die Kriterien für die Festsetzung der Erstat- 
tungen bei der Ausfuhr von Reis, um die Ausfuhr 
der Überschüsse der Gemeinschaft nach dritten Län- 
dern zu ermöglichen. 

Bis jetzt konnte diese Ausfuhr auf dem Niveau der 
Erstattung ohne quantitative Begrenzung stattfin- 
den. 

In Perioden der Unsicherheit oder größerer Preis- 
schwankungen auf dem Weltmarkt ist es wichtig, 
eine bessere Verwaltung der Ausfuhren zu sichern. 
Dieses Ziel kann erreicht werden, indem die Erstat- 
tungen auf dem Wege der Ausschreibung festgesetzt 
werden. 
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2. Artikel 7 der Verordnung Nr. 366/67/EWG sieht 
die wöchentliche Festsetzung der Erstattungen bei 
der Ausfuhr von Reis und Bruchreis vor. 


Die gute Verwaltung des Marktes erfordert die Auf- 
rechterhaltung dieser regelmäßigen Festsetzung nicht 
in allen Fällen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 11. Dezember 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Re 32/74. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 18. November 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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